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Die Verordnung, die am 8. August 1967 in Kraft 
getreten ist, wurde vom Herrn Präsidenten mit 
Schreiben vom 5. September 1967 dem Ausschuß 
für Wirtschaft und Mittelstandsfragen federführend 
und dem Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten mitberatend mit Frist zum 17. Novem- 
ber 1967 zur Behandlung zugewiesen. Es handelt 
sich um eine sogenannte Nachlaufverordnung, bei 
der der Deutsche Bundestag nach § 77 Abs. 5 des 
Zollgesetzes (altes Recht) noch ein Aufhebungsrecht 
in einer Frist von vier Monaten nach Verkündung 
hat. 

1. Der Rat hat am 31. Mai 1967 eine Richtlinie 
über die erste während der dritten Stufe durch- 
zuführende Senkung der Binnenzollsätze für 
Agrarwaren erlassen. Ausgenommen sind alle 
Produkte, die von den bereits erstellten Gemein- 
samen Marktordnungen erfaßt werden, sowie 
einige Waren der Tarifnummern 12.04, 17.01, 
17.02, 17.03 und 17.05 (Zuckerrüben, Rüben- und 
Rohrzucker sowie einige weitere Zuckersorten). 

Bei der Binnenzollsenkung für nicht unter die 
gemeinsamen Marktorganisationen fallende Wa- 
ren handelt es sich im wesentlichen um folgende 
Produkte bzw. Produktionssektoren: 


a) Fleisch von Pferden, Eseln, Haustauben, 
Hauskaninchen 

b) Fische und Fischereierzeugnisse 

c) Kartoffeln, Honig, Hopfen, Gewürze 

d) Wein, Fruchtsäfte, Obst- und Gemüsekon- 
serven 

e) getrocknetes und gefrorenes Obst und Ge- 
müse 

f) nicht der Ernährung dienende Gartenbau- 
erzeugnisse. 

Für diese Produkte betrugen die EWG-Binnen- 
zollsätze bis jetzt noch 35 % bzw. 40 % der Aus- 
gangszollsätze. Der Rat vertritt die Auffassung, 
daß eine weitere Herabsetzung spätestens zum 
1. Juli 1967 um 10% bis 15% angemessen ist. 
Es wird dadurch erreicht, daß die Binnenzollsätze 
für diese Erzeugnisse eine einheitliche Höhe von 
25 % der Ausgangszollsätze erreichen. 

2. Die Bundesregierung hat durch die bereits erlas- 
sene Verordnung die entsprechenden nationalen 
Binnenzollsätze und die Griechenlandzollsätze 
angeglichen. Außerdem wurden die Vorbemer- 
kungen zum Deutschen Zolltarif 1967 dem Stand 
der Entwicklung angepaßt. 
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3. Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschalt und 
Forsten hat die Verordnung in seiner Sitzung 
vom 5. Oktober 1967 beraten und unter Hinweis 
auf die in Nummer 1 erwähnte EWG-Richtlinie 
bei einer Stimmenthaltung beschlossen, der Ver- 
ordnung zuzustimmen. Folgende Produkte soll- 
ten wegen der veränderten Marktsituation jedoch 
ausgenommen werden: Kartoffeln, Hopfen, Wein, 
Saatgut, Tabak, Obst und Gemüse. 

Der Bundestag hat die Maßnahmen im Grund- 
satz bereits gebilligt (vgl. EWG-Richtlinie über die 
erste während der dritten Stufe durchzuführende 
Senkung der Zollsätze zwischen den Mitgliedstaaten 
für bestimmte im Anhang II des Vertrages auf- 
geführte Erzeugnisse — Drucksachen V/1509, V/1562). 
Der Ausschuß empfiehlt dem Plenum, im Interesse 
der Verbraucher von seinem Aufhebungsrecht kei- 
nen Gebrauch zu machen. 


Bonn, den 9. November 1967 


Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfragen 

Dr. h. c. Menne (Frankfurt) Dr. Preiß 

Vorsitzender Berichterstatter 
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